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Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

"-
PrHsidialabteilung 

GZ: Präs - 22.00-36/89-4 

CR§...L:Bundesgesetz, mit dem 
Mineralölsteuergesetz 
ti. n der t 1:\1 i r d ; 

das 
ge-

Gra2, um 23 10. 1989 

TeL: (0316) 877 /2 1+ 2 8 od 
26'(1 

- Retrifft 'GESE~~~l1~;;~l ? 2 Begu Ulchtung. 
Z'l' .•..•••....... _ ...... ~~' <.. .. ·Gt:/ 9_. 

Datum: 1 3. NOV.1989 

i Verteil!:/1i1.# _k~ 
" f C l' L" J-'~ , ;::,\. ' 

,'--~- l "J 

1. Dem Prti.sidium des Nationalrates, 1010 Wien. 
Dr Karl Renner-Ring 3 (mit 25 Abdrucken); 

2. ulleIl s teil'ischen ~1i tgliedern des Na tionalra tes; 

3· allen steirischen Mitgliedern des Bundesrates; 

4. allen Ämtern der Landesregierungen 
(Landesamtsdirektion); 

) der Verbindungsstelle der Bundesländer beim 
Amt der NÖ Landesregierung, 1014 Wien, 
Schenkenstraße 4. 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

FUr die Steiermärkische Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

Dr. Krainer eh. 

F.d.R.d.A. : 

(rJ)~ lil~~ 
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A B S C H ~ 1FT , 
AMT DER 

STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG 

8011 Graz, Landesregierung - Präsidialabteilung 

An das 
Bundesministerium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
1015 Wien 

Präsidialabteilung 

8011 Graz, Burgring 4 

DVR 0087122 

Bearbeiter 1 
Dr.K emenz 

Telefon DW (0316) 70311 2913 
Telex 311838 lrggr a 

Parteien verkehr 
Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr 

Bitte in der Antwort das Geschäftszeichen (GZ) 
dieses Schreibens anführen 

GZ Präs-22. 00-36/89-4 Graz, am 23. Oktober 1989 

Ggst Bundesgesetz, mi t dem das 
Mineralölsteuergesetz ge­
ändert wird; 
Begutachtun~. 

Zu dem mit do.Schreiben vom 10.August 1989, GZ.Min-l00/7-III/ll/89(3), 

übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mineralöl­

steuergesetz 1981 geändert wird, nimmt das Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung wie folgt Stellung: 

Der yorliegende Entwurf sieht eine Ausweitung der Besteuerung von 

Treibstoffen auf alle flüssigen Kohlenwasserstoffe, Kohlenwasserstoff­

verbindungen· und andere Kraftstoffe vor, die sich zum Antrieb von Mo­

toren eignen. Damit wäre u.a. auch der sogenannte "Biodiesel" umfaßt, 

soweit er als Kraftstoff für Kraftfahrzeuge herangezogen wird. 

Die österreichische Landwirtschaft ist seit Jahren bemüht, zum einen 

durch die Umstellung von Getreideanbau. auf Anbau von öl- und Eiweiß­

früchten die hohen Exportkosten zu verringern und zum anderen die Aus-

1 andsabhängig,keitbei den öl- und Eiweißfrüchten zu mindern. Zudem 

kommt dem vermehrten Anbau von alternativen Kulturen auch eine be­

deutende Funktion in der nachhaltigen Bewirtschaftung der land­

wirtschaftlichen .Böden durch die günstige Fruchtfolgewirkung zu. 
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Die Erzeugung von sogenanntem "Biodiesel" ist auch ein erfolgver­

sprechender Weg der Substitution von "überschuß-Getreideflächen" durch 

Rapsflächen. Der bei der Erzeugung von Bio-Diesel als Nebenprodukt 

anfallende Rapsschrot ist darüber hinaus ein hochwertiges Eiweiß­

futtermittel , das wiederum teure Eiweißfuttermittelimporte ersetzen 
kann. 

Der Aufbau einer heimischen. Erzeugung von Biodiesel bringt gegenüber 

den Getreideexporten für die gesamte österreichische Volkswirtschaft 

nach einschlägigen Kalkulationen abhängig von Getreideart, Ge­

treideweltmarktpreisniveau und Dollarkursentwicklung - jährliche Er­

sparnisse in der Größenordnung von 35 Millionen bis über 100 Millionen 

Sch i 11 i ng. 

Weiters wird auf das umweltfreundlichere Verhalten von Biodiesel ge­

genüber herkömmlichen Mineralölprodukten z.B. durch die rasche bio­

logische Abbaubarkeit innerhalb weniger Tage verwiesen. Nicht zuletzt 

bietet der Einsatz von erneuerbarer Energie regionalpolitische Chancen 

in der Schaffung von neuen Aufgaben und Arbeitsplätzen in den länd­

lichen Regionen. 

Aus den genannten Gründen erscheint es unverständlich, warum der soge­

nannte "Biodiesel" Gegenstand der Mineralölsteuer sein soll. Vielmehr 

wäre nach ho. Ansicht dieses umweltfreundliche Produkt auch in steuer­

licher Hinsicht zu fördern. Den Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf 

ist zu entnehmen, daß der Anreiz, nicht steuerpflichtige Produkte als­

Treibstoff zu verwenden, durch die nunmehrige Steuerpflicht beseitigt 

werden soll, um aus Gründen der Steuergerechtigkeit eine Gleich­

schaltung zu erzielen. Die geplante Änderung ist daher als aus­

schließliches "Beschaffungsgesetz" zu erachten und wirkt auch Be­

mühungen in Richtung umweltfreundliche Treibstoffe, aber auch Minde­

rung der Auslandsabhängigkeit entgegen. 
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Aus den genannten Gründen spricht sich die Steiermärkische Landes­

regierung gegen die geplante Besteuerung von Biodiesel und die diesbe­
zügliche Änderung des Mineralölsteuergesetzes aus. 

Dem Präsidium des Nationalrates werd~n unter einem 25 Abdrucke dieser 
Stellungnahme übermittelt. 

Für die Steiermärkische Landesregierung 

Der Landesh uptmann , 
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